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Aufgrund organisatorisch­technischer
Änderungen wird es in Kürze leider nicht 
mehr möglich sein, die Ausschreibungs­
unterlagen gegen Barzahlung oder 
Scheck zu erhalten. Es wird zwar weiter­
hin möglich sein, die Unterlagen persön­
lich in der Submissionsstelle abzuholen; 
dieses kann jedoch nur gegen Vorlage
eines Überweisungsträgers erfolgen. Die 
schriftliche, postalische oder Anforde­
rung per E­Mail unter Beifügung des Zah­
lungsnachweises ist selbstverständlich 
weiterhin wie gewohnt möglich. 

Ausschreibungen von Arbeiten und Leistungen  

Amt für Gebäudemanagement 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Dachdeckerarbei­
ten, Schule Wickrather Straße. Umfang der 
Leistung: Für die Turnhallendachsanierung sind 
Abbrucharbeiten der Bestandsflachdachaufbau­
ten (Entsorgung über Awista) und ein kompletter 
Neuaufbau als Foliendach auszuführen: obere DF 
ca. 320 m² und untere DF ca. 240 m². Nebenan­
gebote sind zugelassen. Ausführungs­/ Lieferzeit: 
12. Kalenderwoche 2016 bis 19. Kalenderwoche 
2016. Sicherheitsleistungen: keine. Ausgabe der 
Angebotsvordrucke ab: 11.01.2016. Ausgabe 
bis: 26.01.2016. Druckkosten: 20,­ Euro (Druck­
kosten werden nicht erstattet). Eröffnung der 
Angebote: 02.02.2016 um 10:00 Uhr. 
Zuschlags­ und Bindefrist: 01.04.2016. Referen­
zen sind dem Angebot gemäß den Vergabeunter­
lagen beizufügen. Bieter, sowie deren Nachunter­
nehmer und Verleiher von Arbeitskräften, soweit 
sie bereits bei Angebotsabgabe bekannt sind, 
sind verpflichtet, die gemäß §§ 4 und 18 des 
Tariftreue­ und Vergabegesetzes NRW vom 
10.01.2012 geforderte Verpflichtungserklärung 
abzugeben. 

• 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Elektrotechnik, 
Schule Helmholtzstraße. Umfang der Leistung: 
Lieferung und Montage von Leuchten, Kabeln, 
Behinderten­Notruf, Unterverteilungen, Kabelver­
legesystemen und Demontagearbeiten. Nebenan­
gebote sind zugelassen. Ausführungs­/ Lieferzeit: 
11. Juli 2016 bis 23. August 2016. Sicherheits­
leistungen: keine. Ausgabe der Angebotsvordruk­
ke ab: 11.01.2016. Ausgabe bis: 27.01.2016. 
Druckkosten: 13,­ Euro (Druckkosten werden 
nicht erstattet). Eröffnung der Angebote: 
03.02.2016 um 12:00 Uhr. Zuschlags­ und Bin­
defrist: 15.03.2016. Referenzen sind dem Ange­
bot gemäß den §§ 6 und 6 EG VOB/A beizufügen. 
Bieter, sowie deren Nachunternehmer und Verlei­
her von Arbeitskräften, soweit sie bereits bei 
Angebotsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet, 

die gemäß §§ 4 und 18 des Tariftreue­ und Verga­
begesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderte 
Verpflichtungserklärung abzugeben. 

• 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Elektroarbeiten, 
Stadtteiltreff Immigrather Straße. Umfang 
der Leistung: Neubau Stadtteiltreff Wersten mit 
Tierstallung: Durchführung der kompletten Elek­
troinstallation, Blitzschutz, Datennetz, Sat­Anla­
ge. Nebenangebote sind zugelassen. Ausfüh­
rungs­/ Lieferzeit: 13. Kalenderwoche 2016 bis 
17. Kalenderwoche 2017. Sicherheitsleistungen: 
3 % der Abrechnungssumme für die Mängelan­
sprüche. Ausgabe der Angebotsvordrucke ab: 
11.01.2016. Ausgabe bis: 26.01.2016. Druck­
kosten: 40,­ Euro (Druckkosten werden nicht 
erstattet). Eröffnung der Angebote: 02.02.2016 
um 11:00 Uhr. Zuschlags­ und Bindefrist: 15.03. 
2016. Referenzen sind dem Angebot gemäß den 
§§ 6 und 6 EG VOB/A sowie gemäß den Vergabe­
unterlagen beizufügen. Bieter, sowie deren Nach­
unternehmer und Verleiher von Arbeitskräften, 
soweit sie bereits bei Angebotsabgabe bekannt 
sind, sind verpflichtet, die gemäß §§ 4 und 18 
des Tariftreue­ und Vergabegesetzes NRW vom 
10.01.2012 geforderte Verpflichtungserklärung 
abzugeben. 

• 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Heizungsarbeiten, 
Stadtteiltreff Immigrather Straße. Umfang 
der Leistung: Neubau Stadtteiltreff Wersten mit 
Tierstallung: Durchführung der kompletten Hei­
zungsinstallation, Brennwertkessel, Elektrostrah­
ler in den Stallungen. Nebenangebote sind zuge­
lassen. Ausführungs­/ Lieferzeit: 16. April 2016 
bis 20. April 2017. Sicherheitsleistungen: keine. 
Ausgabe der Angebotsvordrucke ab: 11.01. 
2016. Ausgabe bis: 26.01.2016. Druckkosten: 
24,­ Euro (Druckkosten werden nicht erstattet). 
Eröffnung der Angebote: 02.02.2016 um 11:30 
Uhr. Zuschlags­ und Bindefrist: 15.03.2016. 
Referenzen sind dem Angebot gemäß den §§ 6 
und 6 EG VOB/A sowie gemäß den Vergabeunter­
lagen beizufügen. Bieter, sowie deren Nachunter­
nehmer und Verleiher von Arbeitskräften, soweit 
sie bereits bei Angebotsabgabe bekannt sind, 
sind verpflichtet, die gemäß §§ 4 und 18 des 
Tariftreue­ und Vergabegesetzes NRW vom 
10.01.2012 geforderte Verpflichtungserklärung 
abzugeben. 

• 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Sanitärarbeiten, 
Stadtteiltreff Immigrather Straße. Umfang 
der Leistung: Neubau Stadtteiltreff Wersten mit 
Tierstallung: Errichtung der gesamten Sanitär­
technik, Be­ und Entwässerungsleitung, Sanitär­
technik Stallungen. Nebenangebote sind zugelas­
sen. Ausführungs­/ Lieferzeit: 10. Februar 2016 

bis 20. April 2017. Sicherheitsleistungen: keine. 
Ausgabe der Angebotsvordrucke ab: 11.01. 
2016. Ausgabe bis: 26.01.2016. Druckkosten: 
28,­ Euro (Druckkosten werden nicht erstattet). 
Eröffnung der Angebote: 02.02.2016 um 12:00 
Uhr. Zuschlags­ und Bindefrist: 15.03.2016. 
Referenzen sind dem Angebot gemäß den §§ 6 
und 6 EG VOB/A sowie gemäß den Vergabeunter­
lagen beizufügen. Bieter, sowie deren Nachunter­
nehmer und Verleiher von Arbeitskräften, soweit 
sie bereits bei Angebotsabgabe bekannt sind, 
sind verpflichtet, die gemäß §§ 4 und 18 des 
Tariftreue­ und Vergabegesetzes NRW vom 
10.01.2012 geforderte Verpflichtungserklärung 
abzugeben. 

• 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Lüftungsarbeiten, 
Stadtteiltreff Immigrather Straße. Umfang 
der Leistung: Neubau Stadtteiltreff Wersten mit 
Tierstallung: RLT­Anlage für Multifunktionsräume, 
Café und Küche einschl. erforderlicher Rege­
lungstechnik. Nebenangebote sind zugelassen. 
Ausführungs­/ Lieferzeit: 12. September 2016 
bis 20. April 2017. Sicherheitsleistungen: keine. 
Ausgabe der Angebotsvordrucke ab: 11.01. 
2016. Ausgabe bis: 26.01.2016. Druckkosten: 
24,­ Euro (Druckkosten werden nicht erstattet). 
Eröffnung der Angebote: 02.02.2016 um 12:30 
Uhr. Zuschlags­ und Bindefrist: 15.03.2016. 
Referenzen sind dem Angebot gemäß den §§ 6 
und 6 EG VOB/A sowie gemäß den Vergabeunter­
lagen beizufügen. Bieter, sowie deren Nachunter­
nehmer und Verleiher von Arbeitskräften, soweit 
sie bereits bei Angebotsabgabe bekannt sind, 
sind verpflichtet, die gemäß §§ 4 und 18 des 
Tariftreue­ und Vergabegesetzes NRW vom 
10.01.2012 geforderte Verpflichtungserklärung 
abzugeben. 

• 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: TGA Außenanlage, 
Stadtteiltreff Immigrather Straße. Umfang 
der Leistung: Neubau Stadtteiltreff Wersten mit 
Tierstallung: Erdarbeiten, Kanalrohrverlegung, 
Schachtbauwerke, 1 St Fettabscheider. Nebenan­
gebote sind zugelassen. Ausführungs­/ Lieferzeit: 
10. Februar 2016 bis 20. April 2017. Sicher­
heitsleistungen: 3 % der Abrechnungssumme für 
die Mängelansprüche. Ausgabe der Angebotsvor­
drucke ab: 11.01.2016. Ausgabe bis: 27.01. 
2016. Druckkosten: 21,­ Euro (Druckko sten wer­
den nicht erstattet). Eröffnung der Angebote: 
03.02.2016 um 10:00 Uhr. Zuschlags­ und Bin­
defrist: 15.03.2016. Referenzen sind dem Ange­
bot gemäß den §§ 6 und 6 EG VOB/A sowie 
gemäß den Vergabeunterlagen beizufügen. Bie­
ter, sowie deren Nachunternehmer und Verleiher 
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von Arbeitskräften, soweit sie bereits bei Ange­
botsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die 
gemäß §§ 4 und 18 des Tariftreue­ und Vergabe­
gesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderte Ver­
pflichtungserklärung abzugeben. 

• 

Amt für Gebäudemanagement 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: TGA Wärmedäm­
mung, Stadtteiltreff Immigrather Straße. 
Umfang der Leistung: Neubau Stadtteiltreff Wer­
sten mit Tierstallung: Wärmedämmung der haus­
technischen Anlagen. Nebenangebote sind zuge­
lassen. Ausführungs­/ Lieferzeit: 17. Mai 2016 
bis 20. April 2017. Sicherheitsleistungen: keine. 
Ausgabe der Angebotsvordrucke ab: 11.01. 
2016. Ausgabe bis: 27.01.2016. Druckkosten: 
18,­ Euro (Druckkosten werden nicht erstattet). 
Eröffnung der Angebote: 03.02.2016 um 10:30 
Uhr. Zuschlags­ und Bindefrist: 15.03.2016. 
Referenzen sind dem Angebot gemäß den §§ 6 
und 6 EG VOB/A sowie gemäß den Vergabeunter­
lagen beizufügen. Bieter, sowie deren Nachunter­
nehmer und Verleiher von Arbeitskräften, soweit 
sie bereits bei Angebotsabgabe bekannt sind, 
sind verpflichtet, die gemäß § 18 des Tariftreue­
und Vergabegesetzes NRW vom 10.01.2012 
geforderte Verpflichtungserklärung abzugeben. 

• 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Dachabdichtungs­
und Klempnerarbeiten, Stadtteiltreff Immi­
grather Straße. Umfang der Leistung: Stadtteil­
treff mit Tierfarm: ca. 900 m² Dachabdichtung, 
davon ca. 680 m² extensiv begrünt, Dachrinnen 
und Fallrohre. Nebenangebote sind nicht zugelas­
sen. Ausführungs­/ Lieferzeit: 21. März 2016 bis 
01. April 2016 und 12. September 2016 bis 07. 
Oktober 2016. Sicherheitsleistungen: keine. Aus­
gabe der Angebotsvordrucke ab: 11.01.2016. 
Ausgabe bis: 27.01.2016. Druckkosten: 19,­
Euro (Druckkosten werden nicht erstattet). Eröff­
nung der Angebote: 03.02.2016 um 11:30 Uhr. 
Zuschlags­ und Bindefrist: 04.03.2016. Referen­
zen sind dem Angebot gemäß den §§ 6 und 6 EG 
VOB/A sowie gemäß den Vergabeunterlagen bei­
zufügen. Bieter, sowie deren Nachunternehmer 
und Verleiher von Arbeitskräften, soweit sie 
bereits bei Angebotsabgabe bekannt sind, sind 
verpflichtet, die gemäß §§ 4 und 18 des Tarif­
treue­ und Vergabegesetzes NRW vom 10.01. 
2012 geforderte Verpflichtungserklärung abzuge­
ben. Zudem ist die Verpflichtungserklärung 
gemäß § 19 TVgG­NRW vom Bieter abzugeben. 

• 

Amt für Verkehrsmanagement 

Vergabeart: Verhandlungsverfahren nach 
öffentlichem Teilnahmewettbewerb (VOF) 
Es sollen vergeben werden: Planung der ober­
irdischen Verkehrsanlagen nach Fertigstel­
lung der Wehrhahnlinie in Düsseldorf. 
Umfang der Leistung: Die Friedrichstraße, Breite 
Straße und anschließende Heinrich­Heine­Allee, 
die parallel hierzu verlaufende Elisabethstraße 
und anschließende Kasernenstraße sowie einige 
Querstraßen sollen nach Bau der Wehrhahnlinie in 
dem ca. 2 km langen Bereich zwischen Bachstra­
ße und Ludwig­Zimmermann­Straße umgestaltet 
werden. Hierbei handelt es sich insgesamt um 
rund 5 km Straßenraum, welcher zu beplanen ist. 
Des Weiteren ist der Graf­Adolf­Platz­Süd Teil der 

Planungsaufgabe. Das Bauvolumen wird auf rd. 
20 Mio. EUR netto geschätzt. Die gesamte Pla­
nungsaufgabe wurde durch ein umfängliches 
Moderationsverfahren im Jahr 2014 unterstützt. 
Gemäß Verkehrsentwicklungsplan soll u.a. die 
Aufenthaltsqualität und Nahmobilität gestärkt, 
sowie die Förderung des Radverkehrs berück­
sichtigt werden. Mit dem Bedarfsbeschluss des 
souveränen Rates der Stadt Düsseldorf, welcher 
auf Grundlage einer Vorplanung mit Kostenschät­
zung getroffen wurde, wurde die Verwaltung mit 
der weiteren Planung ab einschließlich Leistungs­
phase 3 HOAI (Entwurfsplanung) bis zur Vorberei­
tung der Vergaben beauftragt. Weitere Einzelhei­
ten zum Leistungsumfang: Planungsbereich A) 
Objektplanung Verkehrsanlagen: Hierbei handelt 
es sich im Wesentlichen um die Planung von Anla­
gen des Straßenverkehrs und vereinzelt auch um 
die Planung von Anlagen des oberirdischen Schie­
nenverkehrs; Planungsbereich B) Planung von Lei­
tungsumverlegungen: Hierbei handelt es sich um 
eine koordinierte Planung von Leitungsumverle­
gungen, welche ggf. zur Umsetzung der Oberflä­
chenplanung erforderlich werden. Der Umfang 
der zu erbringenden Planungsleistungen im 
Zusammenhang mit der Leitungsverlegung rich­
tet sich nach den Eigenleistungen der einzelnen 
Leitungsträger und ist in den Vergabeunterlagen 
konkretisiert. Planungsbereich C) Weiterhin sind 
Besondere Leistungen wie z.B. Bauphasenpla­
nung, Bauablaufplanung, Baulogistikplanung, 
Durchführung von Bürgerbeteiligungen etc. zu 
erbringen. Auch insoweit sind die einzelnen Lei­
stungen in den Vergabeunterlagen konkretisiert. 
Keine Lose. Optionen: Leistungsphase 7 HOAI 
wird nur nach positivem Ausführungs­ und Finan­
zierungsbeschluss des souveränen Rates der 
Stadt Düsseldorf beauftragt. Varianten/ Alternati­
ven sind nicht zulässig. Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung: Dauer 
in Monaten: 24. Abgabetermin für Teilnahmean­
träge: 29.01.2016 um 11:00 Uhr. Ausgabe ab: 
sofort. Ausgabe bis: 22.01.2016. Geforderte 
Kautionen und Sicherheiten: Sicherheitseinbehalt 
bei Abschlagszahlungen in Höhe von 10 % der 
nachgewiesenen Leistungen, jedoch höchstens 5 
% von der Auftragssumme. Der Auftragnehmer 
kann den Sicherheitseinbehalt durch die Stellung 
einer Bürgschaft eines Kreditinstitutes ablösen. 
Wesentliche Finanzierungs­ und Zahlungsbedin­
gungen und/ oder Verweis auf die maßgeblichen 
Vorschriften: Gem. § 15 HOAI. Rechtsform der 
Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben 
wird (falls zutreffend): Gesamtschuldnerisch haf­
tend mit bevollmächtigtem Vertreter. Sonstige 
besondere Bedingungen: ­ Verpflichtung zur Ein­
haltung der Regelungen nach § 4 TVgG­NRW zu 
Tariftreue­ und Mindestentlohnung ­ auch für 
Nachunternehmer sowie Verleiher von Arbeits­
kräften, soweit diese bei Angebotsabgabe 
bekannt sind. ­ Verpflichtung zur Einhaltung der 
Regelungen nach § 18 TVgG­NRW zur Beachtung 
der ILO­Kernarbeitsnormen ­ auch für Nachunter­
nehmer sowie Verleiher von Arbeitskräften, 
soweit diese bei Angebotsabgabe bekannt sind. ­
Verpflichtung zur Einhaltung der Regelungen nach 
§ 19 TVgG­NRW zur Frauenförderung und Förde­
rung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Die 
zur Einreichung eines Angebots aufgeforderten 
Bewerber müssen mit ihrem Angebot zu den vor­
genannten Verpflichtungen nach dem TVgG­NRW 
jeweils eine entsprechende Verpflichtungserklä­
rung einreichen. Die genannten Verpflichtungser­
klärungen werden dann Bestandteil der Aufforde­
rung zur Angebotsabgabe sein. Persönliche Lage 
des Wirtschaftsteilnehmers sowie Auflagen hin­
sichtlich der Eintragung in einem Berufs­ oder 
Handelsregister: Angaben und Formalitäten, die 
erforderlich sind, um die Einhaltung der Auflagen 

zu überprüfen: Mit dem Teilnahmeantrag sind 
durch den Bewerber bzw. durch jedes Mitglied 
einer Bewerbergemeinschaft folgende Nachweise 
und Erklärungen vorzulegen: 1.) Vorlage eines 
aktuellen Auszugs (nicht älter als drei Monate 
zum Zeitpunkt des Ablaufs der Frist für die Ein­
sendung des Teilnahmeantrags) aus dem Han­
delsregister oder Berufsregister (Handwerksrolle, 
Verzeichnis der Handwerkskammer, Register der 
IHK) des Sitzes oder Wohnsitzes der Bewerber 
bzw. der Mitglieder einer Bewerbergemeinschaft; 
für Bewerber bzw. Mitglieder einer Bewerbergem­
einschaft, die ihren Sitz nicht in der Bundesrepu­
blik Deutschland haben, ist eine entsprechende 
Bescheinigung des Berufsregisters ihres Her­
kunftslandes vorzulegen. 2.) Eigenerklärung des 
Bewerbers, dass er selbst oder eine Person, 
deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen 
ist, nicht rechtskräftig verurteilt worden ist nach 
a) § 129 des Strafgesetzbuches (StGB) (Bildung 
krimineller Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung 
terroristischer Vereinigungen), § 129b StGB (kri­
minelle und terroristische Vereinigungen im Aus­
land), b) § 261 StGB (Geldwäsche, Verschleie­
rung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte), 
c) § 263 StGB (Betrug), soweit sich die Straftat 
gegen den Haushalt der EG oder gegen Haushal­
te richtet, die von der EG oder in ihrem Auftrag 
verwaltet werden, d) § 264 StGB (Subventionsbe­
trug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt 
der EG oder gegen Haushalte richtet, die von der 
EG oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, e) § 
334 StGB (Bestechung), auch in Verbindung mit 
Artikel 2 des EU­Bestechungsgesetzes, Artikel 2 
§ 1 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler 
Bestechung, Artikel 7 Absatz 2 Nummer 10 des 
Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes und § 2 
des Gesetzes über das Ruhen der Verfolgungs­
verjährung und die Gleichstellung der Richter und 
Bediensteten des Internationalen Strafgerichtsho­
fes, f) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämp­
fung internationaler Bestechung (Bestechung aus­
ländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit 
internationalem Geschäftsverkehr), g) § 370 der 
Abgabenordnung, auch in Verbindung mit § 12 
des Gesetzes zur Durchführung der gemeinsa­
men Marktorganisationen und der Direktzahlun­
gen (MOG), soweit sich die Straftat gegen den 
Haushalt der EG oder gegen Haushalte richtet, 
die von der EG oder in ihrem Auftrag verwaltet 
werden oder entsprechenden Strafnormen ande­
rer Staaten. Sollte die vorgenannte Erklärung 
nicht abgegeben werden können, ist dies auf 
einer gesonderten Anlage zu erläutern. 3.) Eigen­
erklärung des Bewerbers, dass a) er sich nicht im 
Insolvenzverfahren oder in Liquidation befindet 
oder seine Tätigkeit eingestellt hat oder sich auf­
grund eines in den einzelstaatlichen Rechtsvor­
schriften vorgesehenen gleichartigen Verfahrens 
in einer entsprechenden Lage befindet, b) er nicht 
aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus Grün­
den bestraft worden ist, die seine berufliche 
Zuverlässigkeit in Frage stellen, c) er im Rahmen 
seiner beruflichen Tätigkeit keine schwere Verfeh­
lung begangen hat, die vom Auftraggeber nach­
weislich festgestellt wurde, d) er seine Verpflich­
tung zur Zahlung von Steuern und Abgaben erfüllt 
und e) er sich nicht bei der Erteilung von Auskünf­
ten, die nach den §§ 4, 5 und 10 VOF eingeholt 
werden können, in erheblichem Maß falscher 
Erklärungen schuldig gemacht hat oder diese 
Auskünfte unberechtigterweise nicht erteilt. Sollte 
die vorgenannte Erklärung nicht abgegeben wer­
den können, ist dies auf einer gesonderten Anla­
ge zu erläutern. 4.) Der Bewerber bzw. die 
Bewerbergemeinschaft hat mit seinem/ihrem Teil­
nahmeantrag mitzuteilen, durch welches Unter­
nehmen oder welche Unternehmen die Planungs­
bereiche A) Objektplanung Verkehrsanlagen, B) 
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Planung Leitungsumverlegungen und C) Baupha­
sen­/­ablauf­/­logistikkonzept erbracht werden 
sollen. 5.) Eine Bewerbergemeinschaft hat mit 
ihrem Teilnahmeantrag eine von allen Mitgliedern 
unterzeichnete Erklärung abzugeben, in der alle 
Mitglieder aufgeführt sind und ein bevollmächtig­
ter Vertreter als Ansprechpartner genannt wird 
und in der erklärt wird, dass der bevollmächtigte 
Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftrag­
geber rechtsverbindlich vertritt. 6.) Sofern sich 
ein Bewerber (oder eine Bewerbergemeinschaft) 
zum Nachweis seiner/ihrer wirtschaftlichen, 
finanziellen oder technischen Leistungsfähigkeit 
zur Ausführung des vorliegenden Auftrags auf die 
Fähigkeiten eines anderen Unternehmens berufen 
will (dies bezieht sich im Übrigen auch auf Mutter­
oder Tochtergesellschaften), hat er/sie mit dem 
Teilnahmeantrag insoweit auch für dieses Unter­
nehmen die unter 1.) bis 3.) dargestellten Nach­
weise und Erklärungen vorzulegen. Zudem hat 
der Bewerber oder die Bewerbergemeinschaft 
gegenüber dem Auftraggeber mit einer Verpflich­
tungserklärung der jeweiligen Unternehmen nach­
zuweisen, dass ihm/ihr die für die Erfüllung des 
Auftrages erforderlichen Mittel dieser Unterneh­
men jeweils zur Verfügung stehen. Im Übrigen 
müssen Unterauftragnehmer erst auf Aufforde­
rung des Auftraggebers benannt werden. Der Teil­
nahmeantrag ist in deutscher Sprache vorzule­
gen. Bei fremdsprachigen Bescheinigungen ist 
eine Übersetzung in deutscher Sprache beizufü­
gen. Alle Nachweise und Erklärungen sind Teil 
des Teilnahmeantrages und mit dem Teilnahmean­
trag zu erbringen. Sollten in einem Teilnahmean­
trag Nachweise oder Erklärungen fehlen, behält 
sich der Auftraggeber die Nachforderung der feh­
lenden Eignungsnachweise unter Fristsetzung 
vor. Werden die fehlenden Nachweise und Erklä­
rungen nicht innerhalb dieser Frist nachgereicht, 
wird der Teilnahmeantrag ausgeschlossen. Die 
Frist beginnt am Tage nach Absendung der Auf­
forderung durch den Auftraggeber. Im Übrigen 
behält sich der Auftraggeber die Anforderung ent­
sprechender Nachweise zu den Eigenerklärungen 
vor. Für den Teilnahmeantrag sind die bei der u. 
g. Submissionsstelle erhältlichen Formblätter zu 
verwenden. Wirtschaftliche und finanzielle Lei­
stungsfähigkeit: Angaben und Formalitäten, die 
erforderlich sind, um die Einhaltung der Auflagen 
zu überprüfen: 1.) Vorlage einer Eigenerklärung 
mit dem Teilnahmeantrag über den jährlichen 
Gesamtumsatz bezogen auf die letzten 3 abge­
schlossenen Geschäftsjahre. Der durchschnittli­
che jährliche Gesamtumsatz, welcher anhand der 
letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahre ermit­
telt wird, muss mindestens 2.000.000 EUR 
betragen. 2.) Nachweis einer Berufshaftpflichtver­
sicherung mit dem Teilnahmeantrag mit folgen­
den Deckungssummen: 2.500.000 EUR pro 
Schadensfall bei Personenschäden und 
1.500.000 EUR pro Schadensfall für sonstige 
Schäden. Alternativ kann eine verbindliche Erklä­
rung des Haftpflichtversicherers eingereicht wer­
den, wonach eine bereits bestehende Haftpflicht­
versicherung des Bewerbers im Auftragsfall ent­
sprechend erhöht oder eine Projektversicherung 
in der hier geforderten Höhe abgeschlossen 
wird. Soweit sich ein Bewerber beziehungsweise 
eine Bewerbergemeinschaft zum Nachweis der 
wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähig­
keit auf die Kapazitäten eines anderen Unterneh­
mens beruft, sind die vorgenannte Erklärung zu 
Ziffer 1.) und der vorgenannte Nachweis zu Ziffer 
2.) für dieses Unternehmen abzugeben. Im Falle 
einer Bewerbergemeinschaft müssen die Erklä­
rung und der Nachweis unter der „Wirtschaftli­
chen und finanziellen Leistungsfähigkeit) von 
jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft 
erbracht werden. Der durchschnittliche jährliche 

Mindestgesamtumsatz in Höhe von 2.000.000 
EUR kann bei einer Bewerbergemeinschaft von 
allen Mitgliedern gemeinsam erbracht werden. 
Geforderte Mindeststandards: zu 1.) Der durch­
schnittliche jährliche Gesamtumsatz, welcher 
anhand der letzten 3 abgeschlossenen 
Geschäftsjahre ermittelt wird, muss mindestens 
2.000.000 EUR betragen. zu 2.) Die Deckungs­
summe der Berufshaftpflichtversicherung muss 
2.500.000 EUR pro Schadensfall bei Personen­
schäden und 1.500.000 EUR pro Schadensfall 
für sonstige Schäden betragen. Die Nichteinhal­
tung der Mindestanforderungen führt zum Aus­
schluss vom Verfahren. Technische Leistungsfä­
higkeit: Angaben und Formalitäten, die erforder­
lich sind, um die Einhaltung der Auflagen zu über­
prüfen: 1.) Vorlage einer Eigenerklärung mit dem 
Teilnahmeantrag, aus der das jährliche Mittel der 
in den letzten drei abgeschlossenen Geschäfts­
jahren in den Bereichen Objektplanung Verkehrs­
anlagen Beschäftigten ersichtlich ist. 2.) Mit dem 
Teilnahmeantrag sind durch die gem. der „Per­
sönlichen Lage des Wirtschaftsteilnehmers“ für 
die Planungsbereiche A) bis C) jeweils verantwort­
lichen Unternehmen pro Planungsbereich A) bis 
C) mindestens ein und maximal drei „vollwertige 
Referenznachweise“ einzureichen. Somit können 
für alle Planungsbereiche zusammen maximal 9 
“vollwertige Referenznachweise” eingereicht wer­
den. Dies gilt auch für Bewerbergemeinschaften. 
Als „vollwertiger Referenznachweis“ für den Pla­
nungsbereich A) Objektplanung Verkehrsanlagen 
gilt der Nachweis, dass die Entwurfsplanung, 
Ausführungsplanung und Ausschreibung der Ver­
kehrsanlagenplanung jeweils einmal für ein inner­
städtisches Straßenprojekt erbracht wurden. Als 
„vollwertiger Referenznachweis“ für den Pla­
nungsbereich B) Planung von Leitungsumverle­
gungen gilt der Nachweis, dass die Planung von 
innerstädtischen Leitungsumverlegungen einmal 
erbracht wurde. Als „vollwertiger Referenznach­
weis“ für den Planungsbereich C) Bauphasen­, ­
ablauf­ und ­logistikkonzept gilt der Nachweis, 
dass eine Bauphasenplanung, Bauablaufplanung 
(d.h. Terminplanung) und Baulogistikplanung (d.h. 
bspw. Baustelleneinrichtungskonzept, Konzept 
für Baustraßenführung und ­zufahrten, Konzept 
für bauzeitliche Verkehrsführung) jeweils einmal 
für ein innerstädtisches Verkehrsprojekt erbracht 
wurden. Für einen “vollwertigen Referenznach­
weis” der Planungsbereiche A) bis C) müssen die 
oben beschriebenen Leistungen bzw. Leistungs­
phasen nicht für ein und dasselbe Projekt 
erbracht worden sein. Ein “vollwertiger Referenz­
nachweis” kann sich auch aus mehreren Projek­
ten, bei denen nur einzelne Leistungen bzw. Lei­
stungsphasen erbracht wurden, zusammenset­
zen. Insgesamt muss ein “vollwertiger Referenz­
nachweis” jedoch alle für die einzelnen Planungs­
bereiche A) bis C) oben definierten Leistungen 
bzw. Leistungsphasen abdecken (Beispiel für 
einen “vollwertigen Referenznachweis” Planungs­
bereich A: Entwurfsplanung wurde für Projekt X 
und Ausführungsplanung und Ausschreibung für 
Projekt Y erbracht; Beispiel für einen „vollwerti­
gen Referenznachweis” Planungsbereich C: Bau­
phasen und ­ablaufplanung wurden für Projekt X 
und Baulogistikplanung für Projekt Y erbracht). 
Mehrfachnennungen von Referenzprojekten für 
die unterschiedlichen Planungsbereiche A) bis C) 
sind zulässig. Die innerhalb der “vollwertigen 
Referenznachweise” anhand von Referenzprojek­
ten nachgewiesenen Leistungen bzw. Leistungs­
phasen müssen jeweils innerhalb des Zeitraumes 
von 2006 bis zum Abgabetermin des Teilnahme­
antrages (29.01.2016) begonnen und abge­
schlossen worden sein. Zu jedem Referenzprojekt 
sind mindestens folgende Angaben zu machen: 
Kurze Beschreibung des Projektes nach Art und 

Umfang, Name des Auftraggebers, Investitions­
volumen, erbrachte Planungsleistungen bzw. Lei­
stungsphasen nach HOAI und Leistungszeitraum. 
Soweit sich ein Bewerber oder eine Bewerber­
gemeinschaft zum Nachweis der technischen Lei­
stungsfähigkeit auf die Kapazitäten eines anderen 
Unternehmens beruft, sind die unter 1.) und 2.) 
abgeforderten Erklärungen und Referenzen für 
dieses Unternehmen abzugeben. Im Fall einer 
Bewerbergemeinschaft müssen die unter 1.) 
geforderten Angaben für jedes Mitglied der 
Bewerbergemeinschaft gemacht werden. Die 
unter 2.) geforderten Referenzen müssen nur ein­
mal pro Bewerbergemeinschaft und nicht pro Mit­
glied der Bewerbergemeinschaft vorgelegt wer­
den. Geforderte Mindeststandards: zu 2.) Minde­
stens ein “vollwertiger Referenznachweis” pro 
Planungsbereich A) bis C). Kann nicht für jeden 
Planungsbereich A) bis C) mindestens ein „voll­
wertiger Referenznachweis“ vorgelegt werden, 
führt dies zum Ausschluss vom Verfahren. Juri­
stische Personen müssen die Namen und die 
berufliche Qualifikationen der Personen angeben, 
die für die Erbringung der Dienstleistung verant­
wortlich sind. Beschränkung der Zahl der Wirt­
schaftsteilnehmer, die zur Angebotsabgabe bzw. 
Teilnahme aufgefordert werden: Geplante Min­
destzahl der Wirtschaftsteilnehmer: 3. Geplante 
Höchstzahl der Wirtschaftsteilnehmer: 5. Objekti­
ve Kriterien für die Auswahl der begrenzten Zahl 
von Bewerbern: Sollte die Prüfung der Teilnahme­
anträge ergeben, dass mehr als 3 Bewerber bzw. 
Bewerbergemeinschaften die Teilnahmebedingun­
gen gem. der „Persönlichen Lage des Wirt­
schaftsteilnehmers“, der „Wirtschaftlichen und 
finanziellen Leistungsfähigkeit“ sowie der „Techni­
schen Leistungsfähigkeit“ erfüllen, wird der Auf­
traggeber die Auswahl der 3 bis 5 Bewerber, die 
zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, 
anhand des nachfolgenden Auswahlverfahrens 
vornehmen. Die Auswahl erfolgt entsprechend 
einer Rangfolge, welche durch eine Punktebewer­
tung der Teilnahmeanträge gebildet wird. Hierbei 
können pro Teilnahmeantrag maximal 100 Punkte 
erreicht werden, wobei die Punkte auf die zweite 
Nachkommastelle gerundet werden. Die Punkte­
verteilung stellt sich wie folgt dar: Maximal 25 
Punkte werden für den Durchschnitt der jährlichen 
Mittel der Beschäftigten im Bereich Objektpla­
nung Verkehrsanlagen der letzten 3 abgeschlos­
senen Geschäftsjahre vergeben. Bei 30 Beschäf­
tigten und mehr werden 25 Punkte vergeben. Bei 
5 Beschäftigen und weniger werden 0 Punkte ver­
geben. Dazwischen wird interpoliert. Die betref­
fenden Beschäftigtenzahlen werden von Mitglie­
dern einer Bewerbergemeinschaft bzw. von Drit­
ten, auf die sich ein Bewerber oder eine Bewer­
bergemeinschaft zum Nachweis der technischen 
Leistungsfähigkeit beruft, für die Bewertung 
addiert. Maximal 75 Punkte werden für die Quali­
tät der “vollwertigen Referenznachweise” der Pla­
nungsbereiche A) bis C) vergeben. Hierbei können 
pro “vollwertigem Referenznachweis” folgende 
Punkte erzielt werden: Maximal 14 Punkte im Pla­
nungsbereich A (Verkehrsplanung), maximal 4 
Punkte im Planungsbereich B (Leitungsverlege­
planung) und maximal 7 Punkte im Planungsbe­
reich C (Bauphasenplanung, Bauablaufplanung, 
Baulogistikplanung). Maßstab für die Qualität der 
“vollwertigen Referenznachweise” und somit für 
die Punktevergabe ist die Vergleichbarkeit der 
“vollwertigen Referenznachweise” zu der hier aus­
geschriebenen Aufgabenstellung nach Projektart 
und Projektumfang. Somit erfolgt eine differen­
zierte Punktevergabe für die Vergleichbarkeit 
nach Projektart und Projektumfang. Die differen­
zierte Punktevergabe pro “vollwertigem Referenz­
nachweis” stellt sich wie folgt dar: Planungsbe­
reich A (Verkehrsplanung): maximal 10 Punkte für 
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Projektart und maximal 4 Punkte für Projektum­
fang; Planungsbereich B (Leitungsverlegepla­
nung): maximal 3 Punkte für Projektart und 1 
Punkt für Projektumfang; Planungsbereich C (Bau­
phasenplanung, Bauablaufplanung, Baulogistik­
planung): maximal 5 Punkte für Projektart und 2 
Punkte für Projektumfang. Hierbei erfolgt die Ver­
gabe der einzelnen Punkte wie folgt: 100 % der 
Punkte: sehr gute Vergleichbarkeit; 75 % der 
Punkte: gute Vergleichbarkeit; 50 % der Punkte: 
befriedigende Vergleichbarkeit; 25 % der Punkte: 
ausreichende Vergleichbarkeit; 0 % der Punkte: 
kaum noch gegebene Vergleichbarkeit. Den 
Zuschlag erhält das wirtschaftlich günstigste 
Angebot in Bezug auf die Kriterien, die in den Aus­
schreibungsunterlagen, der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe oder zu Verhandlung bzw. in der 
Beschreibung zum wettbewerblichen Dialog auf­
geführt sind. Zusätzliche Angaben: 1.) Die Unter­
lagen für den Teilnahmewettbewerb sind bei der 
unten genannten Submissionsstelle abzufordern 
bzw. können sie elektronisch unter https://
vergabe.duesseldorf.de

 
 abgerufen werden. Die 

Teilnahmeanträge sind schriftlich in einem ver­
schlossenen Umschlag unter Verwendung der 
Briefhülle bzw. des Musterrückumschlages einzu­
reichen. 2.) Eventuelle Rückfragen richten Sie 
bitte ausschließlich per Brief, Telefax oder E­Mail 
an die Landeshauptstadt Düsseldorf, Der Ober­
bürgermeister, Amt für Verkehrsmanagement, 
Auf`m Hennekamp 45, 40225 Düsseldorf, Herrn 
Lutz Schwarz, Fax: +49 21189­34792, E­Mail: 
lutz.schwarz@duesseldorf.de. Es wird darum 
gebeten, Rückfragen nur bis zum einschließlich 
22.01.2016 zu stellen. Danach eingehende Fra­
gen können leider nicht mehr beantwortet wer­
den. Der Auftraggeber wird etwaige Informatio­
nen per Fax oder per E­Mail an die Bewerber ver­
senden. 3.) Der Auftraggeber behält sich vor, 
Erklärungen und Nachweise, die auf Anforderung 
des Auftraggebers bis zum Ablauf der Frist für 
den Eingang der Teilnahmeanträge bzw. der 
Angebote nicht oder nicht vollständig vorgelegt 
wurden, bis zum Ablauf einer vom Auftraggeber 
bestimmten Nachfrist anzufordern. Werden die 
fehlenden Nachweise und Erklärungen nicht inner­
halb dieser Frist nachgereicht, wird das Angebot 
bzw. werden die Teilnahmeanträge ausgeschlos­
sen. Die Frist beginnt am Tage nach Absendung 
der Aufforderung durch den Auftraggeber. Einle­
gen von Rechtsbehelfen: Genaue Angaben zu den 
Fristen für die Einlegung von Rechtsbehelfen: 
Nach § 101b Abs. 2 GWB endet die Frist, mit der 
die Unwirksamkeit eines Vertrages mit einem 
Nachprüfungsverfahren geltend gemacht werden 
kann, 30 Kalendertage ab Kenntnis des Versto­
ßes, der zur Unwirksamkeit des Vertrages führt, 
jedoch nicht später als 6 Monate nach Vertrags­
schluss oder im Falle der Veröffentlichung der 
Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Supple­
ment zum Amtsblatt der Europäischen Union 30 
Kalendertage nach dieser Veröffentlichung. Nach 
§ 107 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 GWB ist der Antrag auf 
Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens unzuläs­
sig, soweit: ­ der Antragsteller den gerügten Ver­
stoß gegen Vergabevorschriften im Vergabever­
fahren erkannt und gegenüber dem Auftraggeber 
nicht unverzüglich gerügt hat, ­ Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekannt­
machung erkennbar sind, nicht spätestens bis 
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten 
Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewerbung 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, ­
Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in 
den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spä­
testens bis zum Ablauf der in der Bekanntma­
chung benannten Frist zur Angebotsabgabe oder 
zur Bewerbung gegenüber dem Auftraggeber 
gerügt werden, ­ mehr als 15 Kalendertage nach 

Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer 
Rüge nicht abhelfen zu wollen vergangen sind. 
Nähere Auskünfte sind erhältlich bei: Landes­
hauptstadt Düsseldorf, Der Oberbürgermeister, 
Amt für Verkehrsmanagement, Auf`, Henne­
kamp 45, 40200 Düsseldorf, Herrn Schwarz, 
Tel.: +49(0)211.8994792, Fax: +49(0)211. 
8934792, lutz.schwarz@duesseldorf.de Diese 
Veröffentlichung wurde redaktionell gekürzt, ent­
hält aber alle maßgeblichen Inhalte der EU­weiten 
Veröffentlichung. Der komplette Veröffentli­
chungstext kann im Supplement zum Amtsblatt 
der EU unter http://ted.europa.eu oder auf den 
Internet­Seiten der Stadt Düsseldorf: https://
vergabe.duesseldorf.de/NetServer/PublicationS
earchControllerServlet?function=SearchPublicati
ons&Gesetzesgrundlage=VOF

 
 
 

 eingesehen oder 
beim Bauverwaltungsamt ­ Submissionsstelle ­
(Tel. 0211/89­96621 Frau Krapp) angefordert 
werden. 

• 

Ausschreibungsunterlagen können ab dem je­
weils angegebenen Zeitpunkt abgeholt werden 
bei: Landeshauptstadt Düsseldorf, Bauverwal­
tungsamt ­Submissionsstelle­, Brinckmannstraße 
5, 3. Etage, Zimmer 3161, 40225 Düsseldorf, 
Montag bis Donnerstag von 7.30 bis 16.00 Uhr, 
Freitag von 7.30 bis 13.00 Uhr (Telefon 0211­
89­93902 / Fax 89­29080 / e­mail: ausschrei­
bungen@duesseldorf.de). 

Die Ausschreibungsunterlagen können auch 
schriftlich bei der v.g. Stelle unter Angabe des 
Vergabeamtes und des Ausschreibungsobjektes 
angefordert werden. Der Betrag soll unter Anga­
be des Vertragsgegenstandes 5600­4000­0000­
0861 und der Bezeichnung der Ausschreibung 
auf das Konto der Stadtkasse Düsseldorf bei der 
Stadtsparkasse Düsseldorf (IBAN: DE61 3005 
0110 0010 0004 95, BIC: DUSSDEDDXXX) 
überwiesen werden. Die Ausgabe bzw. die Über­
sendung der Unterlagen erfolgt nur gegen den 
Nachweis der Überweisung. Unterlagen, die 
kostenlos abgegeben werden, können auch per 
Fax unter der v.g. Nummer oder per e­mail ange­
fordert werden. 

Geforderte Referenzen sind dem Angebot oder 
dem Teilnahmeantrag im Rahmen eines Teilnah­
mewettbewerbes beizufügen. Für die Anforde­
rung von Ausschreibungsunterlagen sind Refe­
renzen nicht erforderlich. Die Angebote sind in 
deutscher Sprache abzufassen. Zahlungen er­
folgen nach § 16 VOB/B bzw. § 17 VOL/B. 

Abgabe der Angebote zu den oben genannten 
Öffnungszeiten bei der v.g. Stelle, jedoch in der 
Poststelle des Bauverwaltungsamtes, Zimmer 
3101. Die Angebote sollten möglichst 15 Minu­
ten vor dem Eröffnungs­/Abgabetermin dort vor­
liegen. Bitte berücksichtigen Sie bei der Über­
sendung Ihrer Angebote einen mindestens 2­tägi­
gen Postweg! Angebotseröffnungen nach der 
VOB finden bei v.g. Stelle in Zimmer 3162 in 
Gegenwart der Bieterinnen und Bieter statt. Bei 
Ausschreibungen nach der VOL sind Bieterinnen 
und Bieter nicht zugelassen. Teilnahmewettbe­
werbe: Bewerbungen in deutscher Sprache rich­
ten Sie mit den geforderten Unterlagen bitte 
ebenfalls an die v.g. Stelle. Die Anträge können 
auch durch Fax, e­mail oder Telefon übermittelt 
werden, müssen aber vor Ablauf der Bewer­
bungsfrist schriftlich bestätigt werden. 

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen 
die Vergabebestimmungen unterhalb der EU­rele­
vanten Schwellenwerte können sich Bewerberin­

nen und Bewerber oder Bieterinnen und Bieter 
an die Bezirksregierung Düsseldorf, Fischer­
straße 2, 40474 Düsseldorf, wenden. 

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen 
die Vergabebestimmungen oberhalb der EU­rele­
vanten Schwellenwerte können sich Bewerberin­
nen und Bewerber oder Bieterinnen und Bieter 
an die Vergabekammer Rheinland bei der 
Bezirksregierung Köln, Spruchkörper Düsseldorf, 
Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf wenden. 

Alle Ausschreibungsveröffentlichungen finden 
Sie im Internet unter www.duesseldorf.de/aus
schreibung

­
. Soweit technisch möglich, können 

verschiedene Ausschreibungen auch komplett 
kostenlos abgerufen werden. 

Kraftloserklärung 
Die am 29.10.2013 ausgehändigte Genehmi­
gungsurkunde für den Gelegenheitsverkehr mit 
Taxen mit der Ordnungsnummer 1009, ausge­
stellt auf die TMA Taxi, Mietwagen, Autohandel 
GmbH, Klein­Eller 33, 40229 Düsseldorf, gültig 
bis 28.10.2018, wird gemäß § 17 Abs.5 des Per­
sonenbeförderungsgesetzes (PBefG) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 08.08.1990 
(BGBI.I S. 1690) in der jeweils geltenden Fassung 
für kraftlos erklärt. 

Eine Zweitschrift der Genehmigungsurkunde 
wurde am 23.12.2015 ausgehändigt. 

Landeshauptstadt Düsseldorf 
Der Oberbürgermeister 
­Amt für Einwohnerwesen­

Ungültigkeits
erklärung eines 
Dienstausweises 

­

Der vom Gesundheitsamt am 15.11.2011 ausge­
stellte Dienstausweis Nr. 180 von Frau Dr. Marti­
na Franzkowiak de Rodriguez ist in Verlust gera­
ten und wird hiermit für ungültig erklärt. 

Der Oberbürgermeister 
Thomas Geise l 

Ungültigkeits
erklärung eines 
Dienstausweises 

­

Der vom Amt für Immobilienmanagement am 
21.08.2007 ausgestellte Dienstausweis Nr. 742 
von Frau Sonja Kohl ist in Verlust geraten und 
wird hiermit für ungültig erklärt. 

Der Oberbürgermeister 
Thomas Geise l 

http://ted.europa.eu
mailto:lutz.schwarz@duesseldorf.de
mailto:lutz.schwarz@duesseldorf.de
http://www.duesseldorf.de/ausschreibung
mailto:ausschreibungen@duesseldorf.de
https://vergabe.duesseldorf.de
https://vergabe.duesseldorf.de/NetServer/PublicationSearchControllerServlet?function=SearchPublications&Gesetzesgrundlage=VOF
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Jahresabschluss 2015 der Zukunftswerkstatt  
Düsseldorf GmbH

 
  

Die Gesellschafterversammlung der Zukunfts­
werkstatt Düsseldorf GmbH hat am 27. Mai 2015  
den Jahresabschluss zum 31.12.2014 festge­ 
stellt und über die Gewinnverwendung wie folgt  
beschlossen:

 

 
  

Die Gesellschafterversammlung beschließt, den  
Jahresüberschuss in die Gewinnrücklage/Be­
triebsmittelrücklage einzustellen.

 
 

  

Jahresabschluss und Lagebericht liegen am Kon­
rad­Adenauer­Platz 9, 40210 Düsseldorf zur Ein­
sichtnahme aus.

 
 

  
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und  
des Lageberichtes beauftragte Wirtschaftsprü­
fungsgesellschaft, PricewaterhouseCoopers AG,  
Düsseldorf, hat am 04.05.2015 folgenden Bestä­
tigungsvermerk erteilt:

 
 
 
 

  

„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
An die Zukunftswerkstatt Düsseldorf GmbH, Düs­
seldorf: 
Wir haben den Jahresabschluss ­bestehend aus 
Bilanz, Gewinn­ und Verlustrechnung sowie 
Anhang­ unter Einbeziehung der Buchführung und 
den Lagebericht der Zukunftswerkstatt Düssel­
dorf GmbH, Düsseldorf, für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2014 geprüft. 
Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres­
abschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den ergän­
zenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertra­
ges liegen in der Verantwortung der Geschäfts­
führerin der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten 

Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab­
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla­
nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund­
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch 
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö­
gens­, Finanz­ und Ertragslage wesentlich auswir­
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer­
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen 
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen 
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech­
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsy­
stems sowie Nachweise für die Angaben in Buch­
führung, Jahresabschluss und Lagebericht über­
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange­
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der 
wesentlichen Einschätzungen der Geschäftsführe­
rin sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 
eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen 
geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen des Gesell­
schaftsvertrages und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen­
des Bild der Vermögens­, Finanz­ und Ertragslage 
der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Ein­
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge­
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 

Düsseldorf, den 04. Mai 2015 

PricewaterhouseCoopers 
Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungs­
gesellschaft 

Joachim Gorgs 
Wirtschaftsprüfer 
ppa. Sabine Bönnen 
Wirtschaftsprüferin 

Düsseldorf, 16.12.2015 

Claudia Dieder ich 
Geschäftsführerin 

Jahresabschluss 2014 der IDR Public  
Management GmbH

 
  

„Die Gesellschafterversammlung der IDR Public 
Management GmbH hat den am 11.12.2015 fest­
gestellten Jahresabschluss zum 31.12.2014 zur 
Kenntnis genommen und beschlossen. 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen 
im Verwaltungsgebäude der IPM, Henkelstraße 
164, zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts beauftragte Wirtschaftsprü­
fungsgesellschaft Baker Tilly Roelfs Wirtschafts­
prüfungsgesellschaft, Düsseldorf, hat am 27. Mai 
2015 folgenden uneingeschränkten Bestäti­
gungsvermerk erteilt: 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus 
Bilanz und Gewinn­ und Verlustrechnung sowie 
Anhang­ unter Einbeziehung der Buchführung der 
IDR Public Management GmbH für das 
Geschäftsjahr vom 01.01.2014 bis 31.12.2014 
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung des 
Jahresabschlusses nach den deutschen handels­
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags liegen 
in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 

eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. 

Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzu­
führen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresab­
schluss unter Beachtung der Grundsätze ord­
nungsmäßiger Buchführung vermittelten Bildes 
der Vermögens, Finanz­ und Ertragslage wesent­
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er­
kannt werden. 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer­
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen 
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen 
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech­
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsy­
stems sowie Nachweise für die Angaben in Buch­
führung und Jahresabschluss überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 

umfasst die Beurteilung der angewandten Bilan­
zierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein­
schätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab­
schlusses. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für 
unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen 
geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen des Gesell­
schaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen­
des Bild der Vermögens­, Finanz­ und Ertragslage 
der Gesellschaft. 

Düsseldorf, 17. Dezember 2015 

Denis Rauhut
Geschäftsführer  
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Bekanntmachung 
Fischerprüfungen im Jahr 2016 
Gemäß § 31 des Fischereigesetzes für das Land 
NRW vom 22.06.1994 (GV NRW S. 516/864) in 
Verbindung mit der Verordnung über die Fischer­
prüfung vom 26.11.1997 (GV NRW 1998 S. 62), 
wird öffentlich bekanntgemacht, dass für das 
Jahr 2016 folgende Prüfungstermine festgelegt 
sind: 

12. März 
25. Juni 
17. September 
26. November 

Bei Bedarf werden zusätzliche Prüfungen an­
schließend an die genannten Prüfungstermine an­
beraumt. 

Anträge auf Zulassung zur Prüfung sind persön­
lich unter Vorlage eines gültigen Personalauswei­
ses bis spätestens 4 Wochen vor dem jeweiligen 
Prüfungstermin bei der Unteren Fischereibehörde 
Düsseldorf, Brinckmannstr. 7, Zimmer 615, 
Tel.: 89­26866, einzureichen. 

Die Verwaltungsgebühr in Höhe von 50,00 € wird 
bei der Anmeldung erhoben. 

Anmeldezeit 

01.12. ­ 31.03. des Jahres: 
dienstags und donnerstags 
8.00 bis 12.00 Uhr 
und 13.00 ­15.30 Uhr 
01.04. ­ 30.11. des Jahres: 
donnerstags 8.00 bis 12.00 Uhr 
und 13.00 ­15.30 Uhr 

Lehrgänge zur Vorbereitung auf die Fischerprü­
fung werden vom Rheinischen Fischereiverband 
von 1880 e.V. (www.rheinischer­fischereiver
band.de) durchgeführt. 

Düsseldorf, den 09.12.2015 

Der Oberbürgermeister 
Umweltamt 
Untere Fischereibehörde 

Im Auftrag 
Dr. Bantz

Ungültigkeits
erklärung eines 
Dienstausweises 

­

Der vom Gesundheitsamt am 12.03.2012 ausge­
stellte Dienstausweis Nr. 188 von Frau Dr. Astrid 
Loos ist in Verlust geraten und wird hiermit für 
ungültig erklärt. 

Der Oberbürgermeister 
Thomas Geise l

­

­

Ungültigkeits
erklärung eines 
Dienstausweises 

­

Der vom Ordnungsamt ausgestellte Dienstaus­
weis Nr. 344 von Frau Julia Kempkens ist in Ver­
lust geraten und wird hiermit für ungültig erklärt. 

Der Oberbürgermeister 
Thomas Geise l

Öffentliche Sitzungen 
Ausschuss für Wohnungswesen und 
Modernisierung 
Montag, 11. Januar, 15 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 2, 1. OG, Sitzungssaal 
Schriftführerin: Sylvia Gierlichs, 
Tel: 89­93654 

Ausschuss für Wirtschaftsförderung, 
Tourismus und Liegenschaften 
Dienstag, 12. Januar, 16 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 2, 1. OG, Sitzungssaal 
Schriftführer: Antonio Collura, 
Tel: 89­93230 

Schulausschuss 
Dienstag, 12. Januar, 15 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 1, EG, Sitzungssaal 
Schriftführer: Jörg Richter, 
Tel: 89­96964 

Ausschuss für Gesundheit und Soziales 
Mittwoch, 13. Januar, 15 Uhr 
Anderer Sitzungsort: AIDS­Hilfe Düsseldorf 
e.V., Johannes­Weyer­Straße 1 
Schriftführerin: Bettina Gierling, 
Tel: 89­25876 

Ordnungs­ und Verkehrsausschuss 
Mittwoch, 13. Januar, 16 Uhr, 
Rathaus, Marktplatz 2, 1. OG, Sitzungssaal 
Schriftführer: Daniel Zarembowicz, 
Tel: 89­93989 

Personal­ und Organisationsausschuss 
Donnerstag, 14. Januar, 16 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 2, 1. OG, Sitzungssaal 
Schriftführer: Torsten Wolf, 
Tel: 89­21488 

Ausschuss für Umweltschutz 
Donnerstag, 14. Januar, 15 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 1, EG, Sitzungssaal 
Schriftführerin: Antje Wiegand, 
Tel: 89­25085 

„Düsseldorfer Amtsblatt“, Offizielles Amtsblatt der Landeshauptstadt Düsseldorf. Herausgeber: Der Oberbürgermeister – Amt für Kommunikation ­ Marktplatz 2, 40213 Düsseldorf. Verant­
wortlich: Kerstin Jäckel­Engstfeld. Redaktion und Anzeigen: Markus Schülke, Telefon 89­93135, Fax: 89­94179, E­Mail: amtsblatt@duesseldorf.de; Internet: http://www.duesseldorf.de. Druck 
und Vertrieb: Rheinische Post Verlagsgesellschaft mbH, Zülpicher Str. 10, 40196 Düsseldorf. Das Amtsblatt kann auch abonniert werden. Bezugspreis jährlich 30,60 Euro. Der Versand erfolgt als 
PDF­Datei per E­Mail. Vertrieb: Frau Marlene Weyers, Tel. 505­1261 und E­Mail: marlene.weyers@rbzv.de. Anzeigenpreisliste Nr. 16, gültig ab 01.01.2006. 

Öffentliche Sitzungen

mailto:marlene.weyers@rbzv.de
http://www.duesseldorf.de
mailto:amtsblatt@duesseldorf.de
http://www.rheinischer-fischereiverband.de

	Düsseldorfer Amtsblatt Nr. 1 vom 9. Januar 2016
	Barzahlung/Zahlung per Scheck für Ausschreibungsunterlagen
	Ausschreibungen von Arbeiten und Leistungen
	Amt für Gebäudemanagement (1)
	Amt für Gebäudemanagement (2)
	Amt für Verkehrsmanagement

	Kraftloserklärung
	Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises (1)
	Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises (2)
	Jahresabschluss 2015 der Zukunftswerkstatt Düsseldorf GmbH
	Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

	Jahresabschluss 2014 der IDR Public Management GmbH
	Bekanntmachung: Fischerprüfungen im Jahr 2016
	Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises (3)
	Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises (4)
	Öffentliche Sitzungen
	Ausschuss für Wohnungswesen und Modernisierung
	Ausschuss für Wirtschaftsförderung, Tourismus und Liegenschaften
	Schulausschuss
	Ausschuss für Gesundheit und Soziales
	Ordnungs­ und Verkehrsausschuss
	Personal­ und Organisationsausschuss
	Ausschuss für Umweltschutz

	Impressum




